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Suchen Sie das Gespräch mit  
ihm, beide sollen ihre Bedürfnis- 
se, ihren Standpunkt klar darle- 
gen können. Es ist unerlässlich,  
Klartext mit ihrem Partner zu re- 
den.

Sie fühlen sich unwohl, wenn  
er unter Cannabis steht, Sie wür- 
den die Situation anders sehen,  
schreiben Sie. Er nimmt klar Stel- 
lung: Es sei eine seit langem beste- 
hende Gewohnheit zur Entspan- 
nung, Freizeitkonsum. Was genau  
sehen Sie denn anders? Handelt  
es sich um ein unbestimmtes Un- 
wohlsein, oder denken Sie an et- 
was Präzises? Was ist es genau,  
dass Sie sich unwohl fühlen lässt?  
Wie erleben Sie beide die Mo- 
mente, nachdem er konsumiert  
hat, und sie nicht auf der gleichen  
Wellenlänge sind? Wie ist es für  
ihn, eine Partnerin zu haben, die  
nicht konsumiert?

Welches sind die Erwartun- 
gen beider an eine Paarbeziehung  
generell? Hat in dieser Bezie- 
hung diese Art von Entspannung  
Platz? Inwiefern, denken Sie bei- 
de, wird sein Konsumverhalten  
die Qualität der Beziehung lang- 
fristig beeinflussen?

Cannabis hat psychische und  
soziale Auswirkungen, eine Ab- 

hängigkeit kann entstehen. Süch- 
tig ist man, wenn trotz auftreten- 
der Probleme mit dem persön- 
lichen oder professionellen Um- 
feld konsumiert wird. Wenn man  
seine Entscheidungsfreiheit ver- 
loren hat.

Chantal Valenzuela

Ratgeber Beziehung

Wenn der Partner Cannabis 
konsumiert
Frage

Ich habe vor etwa sechs Monaten  
einen Mann kennengelernt, und  
es ist das fast perfekte Glück. Er  
ist charmant, aufmerksam, intel- 
ligent, wir haben gemeinsame In- 
teressen. Die Zeit, die wir zusam- 
men verbringen, ist angenehm.  
Wenn da nicht ein grosser Wer- 
mutstropfen wäre. Er raucht regel- 
mässig Cannabis. Er sagt, es sei  
zur Entspannung, diese Gewohn- 
heit habe er schon lange, er will  
nicht darauf verzichten, und über- 
haupt, es sei reiner Freizeitkon- 
sum. Ich sehe das anders, fühle  
mich unwohl, wenn er unter Can- 
nabis steht. Was kann ich tun?

Die Beziehungsratgeber stam- 
men von der Paar- und Familien- 
beratung Freiburg. Verschiedene  
Teams nehmen zu unterschiedli- 
chen Fragen Stellung. Verantwort- 
lich hierfür ist Chantal Valenzuela,  
Geschäftsführerin der Beratungs- 
stelle. Homepage: www.officefa- 
milial.ch

Nach dem enormen Zugewinn  
der Parteien am äussersten rech- 
ten Rand bei den Europawah- 
len vom letzten Sonntag argwöh- 
nen viele, dass die Demokratie  
in der Europäischen Union in  
Gefahr ist. Die rechtspopulisti- 
schen Fraktionen EKR (Europäi- 
sche Konservative und Reformer)  
und ID (Identität und Demo- 
kratie) erreichen 73 (plus 4) be- 
ziehungsweise 58 (plus 9) von  
den insgesamt 720 Sitzen. Die  
15 Abgeordneten der deutschen  
AfD (plus 6) sind fraktionslos,  
da sie auf Drängen von Mari- 
ne Le Pen aus der Fraktion ID  
ausgeschlossen wurden. Zusam- 
men kommen die rechten Par- 
teien auf rund 130 Mandate in  
Strassburg. Sie sind damit so  
stark wie die europäischen Sozi- 
aldemokraten.

Sind die Parteien der extremen  
Rechten damit in der Lage, die  
EU samt ihren demokratischen  
Institutionen von innen her aus- 
zuhöhlen oder gar auszuschal- 
ten? Für viele ist es das Szenario  
der Zwanzigerjahre, als eine par- 
lamentarische Demokratie nach  
der anderen autoritär, faschis- 
tisch und in Deutschland natio- 
nalsozialistisch umgebaut wurde,  
bis nur noch eine Handvoll De- 
mokratien übrigblieb. Ist die EU  
heute in der gleichen Gefahr wie  
das liberale Italien 1922 oder die  
Weimarer Republik 1933?

So verführerisch diese Analogie  
auch ist, dem Historiker sprin- 
gen dennoch die Unterschiede ins  
Auge. Die rechtsradikalen Par- 
teien der Zwanzigerjahre hatten  
der Staatsform Demokratie ganz  
offen den Kampf angesagt und  
warben für das Ende der De- 
mokratie. Den Weg über Wah- 
len gingen sie nur, um nach ei- 
nem Sieg die Demokratie abzu- 
schaffen, was Hitler nach dem 30.  
Januar 1933 auch sofort tat. Mit  
dem Ermächtigungsgesetz vom  
24. März 1933 war die Weima- 
rer Republik am Ende. Aber auch  
Mussolini und die anderen auto- 
ritären Politiker hetzten offen ge- 

gen Parlamentarismus und De- 
mokratie als eine westliche Erfin- 
dung, die nicht der eigenen Ge- 
sellschaft entsprach.

Die heutigen rechtsextremen  
Parteien dagegen treten mit ih- 
rer Elitenkritik als Verteidiger  
der Demokratie auf. Sie geben  
vor, der schweigenden Mehrheit,  
den Marginalisierten, Arbeitern  
und Geringverdienern eine Stim- 
me zu geben. Und damit ha- 
ben sowohl die deutsche AfD  
als auch das französische Ras- 
semblement National von Mari- 
ne Le Pen erstaunlich viel Er- 
folg. Die AfD ist besonders stark  
bei Arbeitern und bei Wäh- 
lern mit niedrigem Bildungsab- 
schluss. Damit wird die Demo- 
kratie auf der europäischen Ebe- 
ne nicht durch ihre Feinde abge- 
schafft wie in den Zwanzigerjah- 
ren, sondern steht in der Gefahr,  
von innen zu erodieren.

Der Grund dafür liegt in ei- 
ner Verschiebung der politischen  
Optik. Die rechtsextremen Par- 
teien setzen nicht mehr auf  
das klassische verteilungspoliti- 
sche Sozialstaatsparadigma der  
gemässigten Linken aus der Zeit  
nach 1945, sondern auf Fragen  
von Identität, Kultur und An- 
erkennung. Die sozialstaatlichen  
Konflikte um Arbeitslosenver- 
sicherung, Krankenversicherung,  
Invalidenversicherung oder Ver- 
mögen in Arbeitnehmerhand wa- 
ren teilbare Konflikte, bei denen  
man Entgegenkommen zeigen  
und Kompromisse finden konn- 
te. Diese Verteilungsfragen sind  
ersetzt worden durch Identitäts- 
fragen, bei denen es darum geht,  
welche kulturelle Identität der  
umworbene Wähler besitzt. Kul- 
turell identitäre Konflikte aber  
sind unteilbare Konflikte und im- 
plizieren ein Ja oder Nein, nicht  
aber einen Kompromiss.

Identitätsfragen sind für die  
deutsche AfD und die ungari- 
sche Fidesz-Partei, für die spani- 
sche Partei Vox, Geert Wilders  
in den Niederlanden und Ma- 
rine Le Pen in Frankreich letzt- 
lich wichtiger als kosmopolitische  
Rechte, liberales Recht und die  
Verfassung. Demokratie ist für  
sie auch ohne liberale Institu- 
tionen denkbar. So entstand in  
Ungarn der Begriff der «illibera- 
len Demokratie» von Viktor Or- 
bán und in Russland der «ge- 
lenkten Demokratie». Die Partei- 
en der äussersten Rechten sind  
bestrebt, die Demokratie von ih- 
ren liberalen Grundlagen zu tren- 
nen. Sie setzen auf den Vor- 
marsch der Identitätsfragen auf  
Kosten der Verteilungsfragen.

Wird diese Strategie erfolgreich  
sein? Auf der europäischen Ebe- 
ne spricht vieles dagegen. Die  
Politik der Europäischen Uni- 
on beruht nicht auf parlamen- 
tarischen Mehrheiten. Vielmehr  
sind daneben eine Vielzahl von  
anderen Institutionen eingebun- 
den: die Europäische Kommissi- 
on in Brüssel, die Regierungs- 
chefs und die nationalen Regie- 
rungen inklusive der Ressortmi- 

nister. Die Vielfalt der Mitspra- 
cherechte bei der europäischen  
Gesetzgebung sieht mehr Mög- 
lichkeiten der Einflussnahme als  
die parlamentarische Entschei- 
dung vor. Daher sind die Veto- 
Androhungen von Viktor Orban  
ein wichtigeres Einflussmittel als  
die parlamentarische Vertretung  
der Rechtsparteien in Strassburg.

Wer daher die europäische De- 
mokratie nach den Wahlerfol- 
gen der Rechtsparteien in Ge- 
fahr sieht, denkt in den Kate- 
gorien der Mehrheitsdemokratie.  
Faktisch hat sich aber – auch in  
der Schweiz mit ihrer Prämie auf  
Konsens und Konkordanz – die  
Demokratie als ein permanen- 
tes Verhandeln durchgesetzt. De- 
mokratische Systeme sind heu- 
te hoch verflochtene Netzwer- 
ke von Einflussnahmen aus ver- 
schiedenen Richtungen. Hier frei- 
lich liegt das fundamentale Di- 
lemma, das die rechten Partei- 
en ausnutzen. Wenn viele Teil- 
nehmer verhandeln, werden sie  
zwar wie in Brüssel bis tief in  
die Nacht von Kameras beob- 
achtet. Dennoch ist das Ergebnis  
selten transparent und verständ- 
lich, was Wasser auf die Mühlen  
der Rechtspopulisten ist, die da- 
gegen mit den «Rechten des Vol- 
kes» argumentieren.

Siegfried Weichlein

Gastbeitrag

Ist die Demokratie 
in der EU in Gefahr?

«Die rechts- 
radikalen 
Parteien der 
Zwanziger- 
jahre hatten 
der Staatsform 
Demokratie 
ganz offen den 
Kampf 
angesagt und 
warben für das 
Ende der 
Demokratie.»

«Die heutigen 
rechts- 
extremen 
Parteien treten 
mit ihrer 
Elitenkritik 
als Verteidiger 
der 
Demokratie 
auf.»

Siegfried Weichlein ist ordent- 
licher Professor für Europäi- 
sche und Schweizerische Zeitge- 
schichte an der Universität Frei- 
burg.Kerzers, 23. Februar 2024
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